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Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 7. März 1972 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Lage der Seeschiffahrt und der Werften 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Mursch (Soltau- 
Harburg), Rollmann, Blumenfeld, Lemmrich, Dr. Müller- 
Hermann, Damm, Schröder (Wilhelminenhof), Dr. 
Schmid-Burgk, Orgaß und Genossen und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/3107 - 


Die Bundesregierung stimmt mit den Fragestellern darin über- 
ein, daß die Lage der deutschen Seeschiffahrt Anlaß zu ernster 
Besorgnis gibt. Sie verweist auf das Ergebnis einer Unter- 
suchung der Deutschen Revisions- und Treuhand-Aktiengesell- 
schaft, die sie in Auftrag gegeben hat. 

Der Bundesminister für Verkehr hat außerdem in mehreren 
Gesprächen mit Repräsentanten der Seeschiffahrt mögliche 
Gegenmaßnahmen erörtert. Auf seine Anregung hat der Ver- 
band Deutscher Reeder in einem Memorandum die aus der Sicht 
der Seeschiffahrt notwendigen Maßnahmen vorgeschlagen. Die- 
ses Memorandum wurde dem Bundesminister für Verkehr am 
10. Februar, sieben Tage vor dieser Kleinen Anfrage über- 
geben. 

Den Fragestellern ist dies alles bekannt. Die Bundesregierung 
verweist im übrigen darauf, daß sie in dem auf Grund der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 8. Juni 1971 zum 
30. Juni 1972 angeforderten Bericht auch auf die Themen dieser 
Kleinen Anfrage einzugehen hat. Die Bundesregierung weist 
die Unterstellung der Anfragenden zurück, daß sie sich zu ihren 
wiederholt verkündeten Zielsetzungen der Verkehrspolitik in 
Gegensatz gesetzt habe. 

Im übrigen wird die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wie folgt 
beantwortet: 
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1. Wie hoch beziffert die Bundesregierung die Verluste, die der 
deutschen Seeschiffahrt 

a) aus der DM-Aufwertung von 1969 

b) während des Floating vom Mai bis Dezember 1971 

c) nach der Aufwertung der DM im Dezember 1971 
erwachsen sind oder werden? 

Die aufwertungs' und floatingsbedingten Mindereinnahmen 
lassen sich nicht genau beziffern. Ausgehend vom Devisensaldo 
der Seetransportbilanz können die Einbußen jedoch auf jährlich 
etwa 25 Mio DM je Prozent Aufwertung veranschlagt werden. 
Unberücksichtigt sind dabei mildernde Folgewirkungen der 
Paritätsänderungen durch mögliche Anpassungsprozesse des 
Kosten- und Frachtratengefüges. 


2. Wie viele Schiffe deutscher Reedereien (Tonnage absolut und 
relativ und nach Altersstruktur) sind unter ausländischen Flag- 
gen gefahren bzw, neu in Dienst gestellt worden 

a) im Jahre 1970 

b) im Jahre 1971? 

3. Wie viele von diesen Verkäufen sind echte Veräußerungen an 
ausländische Unternehmen, und wie viele sind unter auslän- 
dische Flagge gebracht, aber unter Disposition deutscher Reeder 
geblieben? 

Es können nur Angaben gemacht werden über deutsche Schiffe, 
die die Flagge gewechselt haben. Siehe zu 2.a) und 2.b) sowie 
zu 3. Anlagen I und II. 

Die Zahl der unter Disposition deutscher Reeder gebliebenen 
Schiffe vermindert sich erfahrungsgemäß laufend (z. B. durch 
Ablauf der Rückcharter). 


4. Entspricht diese deutsche Entwicklung auch der in anderen 
Schiffahrtsländern? 

Ein verstärkter Verkauf konventioneller Tonnage ist seit meh- 
reren Jahren in vielen westeuropäischen Schiffahrtsländern zu 
beachten; allerdings verläuft die Entwicklung nach Umfang 
und Tempo in den einzelnen Ländern unterschiedlich. Nach den 
bisherigen Feststellungen war 1971 der Flaggenwechsel deut- 
scher Tonnage besonders groß. 


5. Hat die Bundesregierung den im Aufträge des Seeverkehrs- 
beirats erstellten Bericht über den Flaggenwechsel zur Kennt- 
nis genommen, teilt sie die in diesem Bericht getroffenen Fest- 
stellungen über Ausmaß und Ursachen des Flaggenwechsels, 
und meint sie, daß diese Entwicklung anhalten wird? Ist die 
Bundesregierung bereit, diesen Bericht dem Deutschen Bundes- 
tag zuzuleiten? 

Die Bundesregierung hat den Bericht des Ad-hoc-Ausschusses 
„FlaggenwechseF' des Seeverkehrsbeirates vom 26. November 
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1971 zur Kenntnis genommen und hält die darin getroffenen 
Feststellungen über Ausmaß, Ursachen und wahrscheinliche 
Fortsetzung des Flaggenwechsels generell für zutreffend. 

Der Bundesminister für Verkehr wird den Bericht dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
zuleiten. 


6. Macht sich die Bundesregierung darüber hinaus die in den 
Ziffern 20 bis 22 des erwähnten Berichts ausgesprochene Beur- 
teilung über die Gefährdung der Zielvorstellungen des ver- 
kehrspolitischen Programms zu eigen? 


Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß eine Ver- 
wirklichung der Zielvorstellungen des verkehrspolitischen Pro- 
gramms für die Jahre 1968 bis 1972 und des Verkehrsberichts 
1970 in Anbetracht der gegenwärtig festzustellenden Entwick- 
lung erschwert wird, wenn nicht durch geeignete Maßnahmen 
dieser Entwicklung entgegengewirkt wird. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung die neuesten Untersu- 
chungsergebnisse der Treuarbeit, teilt sie die darin ausge- 
sprochenen Befürchtungen, daß Anlaß zur Besorgnis besteht, 
und ist ihr bekannt, daß sich diese ungünstige Entwicklung bis 
zur Stunde fortgesetzt hat? Was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um dieser Entwicklung ein Ende zu bereiten? 

Die Bundesregierung betrachtet die Untersuchungsergebnisse 
der Deutschen Revisions- und Treuhand AG (Treuarbeit) als 
eine für die gegenwärtige Lage der deuschen Seeschiffahrt re- 
präsentative Aussage, auch in bezug auf die weitere Entwick- 
lung. Die Bundesregierung hat deshalb bereits Vorsorge ge- 
troffen, daß in Liquiditätsschwierigkeiten geratende Schiffahrts- 
unternehmen unter bestimmten Voraussetzungen Bundesbürg- 
schaften in Anspruch nehmen können (vgl. hierzu Schreiben des 
Bundesministers für Verkehr vom 10, Dezember 1971 an die 
Schiffahrtsverbände - abgedruckt im Verkehrsblatt vom 
15. Januar 1972). 

Was darüber hinaus an langfristigen Maßnahmen erforderlich 
ist, wird unter Berücksichtigung des Berichts der Treuarbeit und 
der am 10. Februar 1972 vorgelegten umfassenden Dokumen- 
tation „Die deutsche Seeschiffahrt 1971/72'" des Verbandes Deut- 
scher Reeder von der Bundesregierung zur Zeit geprüft. 


8. Wie viele deutsche Schiffe sind gegenwärtig aufgelegt, und wie 
verteilen sich diese 

a) auf das Alter (Baujahr) der Schiffe 

b) auf die Größe der Schiffe 

c) auf die Art der Schiffe (Spezialschiffe)? 

ZU a) und b) : 

Die Angaben zu a) und b) können aus der beigefügten An- 
lage III entnommen werden. Aufgelegt sind z. Z. Trampschiffe 
und ältere kleine Linientonnage sowie Küstenschiffe. 
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zu c): 

Spezialschiffe (Bohrinselversorger, Bunkerboote, Schlepper, 
Bergungsfahrzeuge, Schwimmkräne) werden bei fehlenden Ein- 
satzmöglichkeiten häufig nur vorübergehend aus der Fahrt ge- 
zogen. Es ist nicht bekannt geworden, daß solche Fahrzeuge 
z. Z. aufliegen. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auflegungen? Hält sie 
den bisherigen Umfang für unbedenklich oder symptomatisch 
für die Lage der Seeschiffahrt? 

Seit Mitte 1971 hat die Tonnage der Auslandsverkäufe aus der 
aufliegenden Flotte die Tonnage der neu hinzukommenden Auf- 
lieger überstiegen. Die Tonnage der aufliegenden größeren 
Schiffe ist seit September 1971 stetig zurückgegangen (am 
7. September 1971 lagen 39 Schiffe mit 134 173 BRT und am 
14. Oktober 1971 lagen 42 Schiffe mit 113 798 BRT auf). 

Die Entwicklung des Umfangs der aufliegenden deutschen See- 
schiffstonnage entspricht der Lage auf den internationalen 
Frachtenmärkten und gibt allein keinen Anlaß zu Bedenken. 


10. Teilt die Bundesregierung noch die Auffassung, daß eine deut- 
sche Handelsflotte auch das Vorhandensein einer leistungs- 
fähigen deutschen Werftindustrie erfordert? 


Ja. 


11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß seit Mitte 
1971 den großen Werften keine Aufträge für Schiffsneubauten 
erteilt wurden und die Arbeitsplätze in diesem Bereich ab 1973 
ernsthaft gefährdet sind? 

Es trifft zu, daß den deutschen Großwerften seit Mitte 1971 
keine Neubauaufträge mehr erteilt worden sind. Die Bundes- 
regierung beobachtet die Entwicklung mit Sorge. Auf Grund 
des vorhandenen Auftragsbestandes ist diese Werftengruppe 
jedoch mit rd. 75 Vo ihrer Gesamtkapazität im Schiffsneubau 
noch bis Mitte 1974 und im übrigen bis Mitte 1973 voll beschäf- 
tigt. Auch für spätere Ablieferungstermine liegen zum Teil Auf- 
träge vor, jedoch ist dann eine kontinuierliche Beschäftigung 
nicht mehr gewährleistet. 

Als besonders ungünstig ist die Beschäftigungslage bei den 
anderen Werften, insbesondere bei kleineren und mittleren 
Unternehmen, zu beurteilen. Vor allem hier müßten kurzfristig 
Anschlußaufträge gebucht werden, weil sonst im Jahre 1973 
und in Einzelfällen schon 1972 Beschäftigungslücken entstehen 
können. 
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12. Wie begründet die Bundesregierung ihre Vorschläge im Haus- 
halt und im ERP-Wirtschaftsplan 

a) angesichts des Gegensatzes zu den von ihr verkündeten 
Prinzipien für die Schiffahrtspolitik 

b) angesichts der Tatsache, daß schon jetzt die Rationalisie- 
rungs- und Modernisierungsinvestitionen weitgehend ein- 
geschränkt und bereits 1971 schiffahrtspolitisch wichtige 
Neubauvorhaben zurückgestellt werden mußten? 

Bei der bekannten allgemeinen Konjunktur- und Haushaltslage 
mußte auch eine Kürzung der Ansätze für Seeschiffahrtshilfen 
in Kauf genommen werden. Im Zusammenhang mit der Prüfung 
der Untersuchungsergebnisse der Treuarbeit und der Dokumen- 
tation des Verbandes Deutscher Reeder (vgl. Nr. 7) wird auch 
die Frage etwaiger haushaltsmäßiger Konsequenzen geprüft 
werden. 


13. Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich im Bundeshaus- 
halt, im ERP-Wirtschaftsplan und im Steuerrecht die Voraus- 
setzungen zu schaffen, um diese Lage zu wenden? 


Auf die Antwort zur Frage 7 wird verwiesen. 


14. Erkennt die Bundesregierung an, daß die Auswirkungen der 
Wechselkursänderungen für die deutsche Seeschiffahrt ange- 
sichts ihrer fast vollständigen Betätigung im Devisenausland 
nach anderen Maßstäben zu beurteilen sind als für die Binnen- 
wirtschaft? 

Ist die Bundesregierung bereit, daraus Konsequenzen zu 
ziehen? 


Die Bundesregierung ist sich der besonders starken Wirkung 
von Wechselkursänderungen auf die deutsche Seeschiffahrt be- 
wußt. Diese Wirkung auf die Seeschiffahrt ist jedoch nur gra- 
duell anders zu beurteilen als die Wirkung auf binnenländische 
Industriezweige mit hoher außenwirtschaftlicher Verflechtung. 
Ebenso wie die binnenländische Wirtschaft wird auch die See- 
schiffahrt in bezug auf die in Deutscher Mark gezahlten Kosten 
von der nach der Aufwertung zu erwartenden Beruhigung des 
Kostenanstiegs profitieren. 

Aufwertung und Floating dienen der Korrektur falscher Wech- 
selkurse. Ebensowenig wie die Bundesregierung vor Floating 
und Aufwertung die aus falschen Währungsrelationen gegebene 
Begünstigung der exportorientierten Wirtschaft und damit auch 
der Seeschiffahrt zum Anlaß etwa für eine Ausgleichsabgabe 
nahm, kann die Bundesregierung nun die der Kurskorrektur 
folgenden Erlöseinbußen ausgleichen. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 7 verwiesen. 


15. Welche Auffassung hat die Bundesregierung von den lang- 
fristigen Entwicklungsaussichten für die deutsche Seeschiffahrt? 
Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Vorlage des nächsten 
Verkehrsberichts ein Konzept vorzulegen, wie sie sich lang- 
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fristig den weiteren Ausbau unserer Handelsflotte vorstellt 
(vgl. Debatte über den Verkehrsbericht 1970 im Deutschen 
Bundestag am 18. Juni 1971)? 

Die langfristigen Entwicklungsaussichten für die deutsche See- 
schiffahrt werden von zahlreichen Faktoren bestimmt (z. B. von 
der Gesamtentwicklung der Wirtschaft im nationalen und inter- 
nationalen Bereich, dem Verlauf des Strukturwandels in der 
internationalen Seeschiffahrt, vom Flaggenprotektionismus) . 
Brauchbare Prognosen sind daher kaum möglich. Die weitere 
Entwicklung der deutschen Seeschiffahrt wird auch weitgehend 
von der Initiative der deutschen Reeder abhängen. Die Bundes- 
regierung betrachtet es dabei als ihre Aufgabe, im Rahmen der 
gesamtwirtschaftlichen Möglichkeiten diese Initiative der Ree- 
der zu fördern, über die hierbei in Betracht kommenden Maß- 
nahmen wird sich die Bundesregierung nach Abschluß der in der 
Antwort auf die Frage 7 genannten Untersuchung äußern. 


16. Wird die Bundesregierung den Empfehlungen des Seeverkehrs- 
beirates und des Verkehrsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages folgen und ihre ablehnende Haltung, das Sozialwerk für 
Seeleute zu fördern, überprüfen? 


Die Bundesregierung hat die Empfehlung des Seeverkehrsbei- 
rates zur Kenntnis genommen. Sie hat bereits dem Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen des Deutschen 
Bundestages am 8. Dezember 1971 die Überprüfung ihrer Hal- 
tung zugesagt. 


17. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem Seeverkehr 
in der erweiterten EWG eine wesentlich größer Bedeutung für 
die Integration der Märkte beizumessen ist als bisher? 

Ja. 


18. Wird die Bundesregierung sich für die Behandlung der See- 
schiffahrtsfragen und die Wahrung der Interessen der See- 
sdiiffahrt in der jetzigen und in der voraussichtlich zu erwei- 
ternden EWG einsetzen - sei es unter Anwendung des Artikels 
84 des EWG-Vertrages, sei es in anderen Reditsbereichen des 
EWG-Vertrages? 

Ja, wenn dies den Interessen der Seeschiffahrt entspricht. Ob 
dies unter Anwendung des Artikels 84 Abs. 2 des EWG-Ver- 
trages oder auf andere Weise erfolgt, wird von Fall zu Fall 
zusammen mit den anderen Mitgliedstaaten zu entscheiden sein. 


19. Bejaht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 

a) auch für die im Wettbewerb stehenden Unternehmungen 
der Seeschiffahrt gleichartige Wettbewerbsbedingungen her- 
beizuführen, 
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b) damit zugleich auch für diesen Zweig der Dienstleistungen 
die für den ungehinderten innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr und für den unverfälschten Wettbewerb von Pro- 
duktion und Handel im Gemeinsamen Markt notwendige 
Wettbewerbsneutralität herbeizuführen? 

Grundsätzlich ja. Dabei dürfen jedoch die Probleme nicht über- 
sehen werden, die sich aus der Beteiligung solcher dritter 
(Nicht-EWG) Flaggen am innergemeinschaftlichen Waren- und 
Seeverkehr ergeben, deren Wettbewerbsbedingungen nicht von 
der Gemeinschaft geregelt werden können. 


In Vertretung 

Wittrode 
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Anlage I 


Auslandsverkäufe und Flaggenwedisel vom 1. Januar bis 31. Dezember 1970 

- ohne Spezial- und Fischereifahrzeuge - 

Baujahre bis 500 BRT bi s 1000 BRT bis 4000 BRT über 4000 BRT insgesamt 

bis 1955 48 - 14 887 8 - 7 460 30 - 70 798 15 - 106 533 101 - 199 678 BRT 

bis 1960 5 - 1 956 5 - 4 188 15 - 31 553 15 - 185 555 40 - 223 252 BRT 

nach 1960 7 - 3091 3 - 2 657 5 - 8 600 4 - 28 986 19 - 43 334 BRT 

60 - 19 934 16 - 14 305 50 - 110 951 34 - 321 074 160 - 466 264 BRT 


Seeschiffsbestand (ohne Spezial- und Fischereifahrzeuge) am 31. Dezember 1970 


Auslandsverkäufe und Flaggenwechsel 

Von den unter ausländische Flagge gebrachten 
Schiffen sind, soweit festgestellt werden konnte, 
nicht mehr unter Disposition deutscher Reeder 

Unter deutscher Disposition verbleiben 


2 690 Schiffe - 8 434 298 BRT 
160 Schiffe ( 5,95 »/o) 466 264 BRT ( 5*53 »/o) 

139 Schiffe (86,9 »/o) 365 169 BRT (78,3 »/o) 

21 Schiffe (13,1 ®/o) 191 095 BRT (21,7 »/o) 


Anlage II 


Auslandsverkäufe und Flaggenwedisel vom 1. Januar bis 31. Dezember 1971 

- ohne Spezial- und Fischereifahrzeuge - 

Baujahre bis 500 BRT bis 1000 BR T bis 4000 BRT über 4000 BRT insgesamt 

bis 1955 23 - 8 916 8 - 6 868 47 - 119325 36 - 222 926 114 - 358035 BRT 

bis 1960 8 - 2 991 12 - 10 825 32 - 79 014 40 - 323 946 92 - 416 776 BRT 

nach 1960 7 - 2714 9 - 8213 23 - 55 2 94 24 - 291 833 63 - 358 054 BRT 

38 - 14 621 29 - 25 906 102 - 253 633 100 - 838 705 269 - 1 132 865 BRT 


Seeschiffsbestand (ohne Spezial- und Fischereifahrzeuge) am 31. Dezember 1971 

2 447 Schiffe - 8 441 278 BRT 

Auslandsverkäufe und Flaggenwechsel 269 Schiffe - (1 1 «/o) - 1 132 865 BRT (13,4 »/o) 

Von den unter ausländische Flagge gebrachten 
Schiffen sind, soweit festgestellt werden konnte, 

nicht mehr unter Disposition deutscher Reeder 155 Schiffe - (57,6 »/o) - 546 453 BRT (48,2 ®/o) 
Unter deutscher Disposition verbleiben 114 Schiffe - (42,4 ®/o) - 586 412 BRT (51,8 »/o) 


Anlage III 


Aufliegende deutsche Schiffe 
- ohne Spezial- und Fischereifahrzeuge - 

am 10. Februar 1972 


Baujahre 

bis 500 BRT 

bis 1000 BRT 

bis 

4000 BRT 

über 4000 BRT 

insgesamt 

bis 1955 

5-2 153 

1 - 814 

8 

- 21 059 

3 - 18 850 

17 - 42 876 BRT 

bis 1960 

— 

— 

6 

- 14 223 

5 - 27 379 

1 1 - 41 602 BRT 

nach 1960 

2 - 999 

— 

4 

- 13 607 

1 - 6 549 

7-21 155 BRT 


7 - 3 152 

1 - 814 

18 

- 48 889 

9 - 52 778 

35 - 105 633 BRT 


Zusätzlich liegt eine nicht erfaßbare, aber ständig wachsende Zahl von kleinen Seeschiffen unter 
500 BRT (Eignerschiffen) in kleinen Häfen und Nebenfahrwassern auf. 

In Übereinstimmung mit dem Verband deutscher Küstenschiffer wird diese Zahl auf etwa 30 Schiffe 
mit 7500 BRT am 10. Februar 1971 geschätzt. 

31. Dezember 1971 

Deutscher Seeschiffsbestand 2 447 Schiffe = 100 ®/o = 8 441 278 BRT = 100 ®/o 

aufliegende deutsche Schiffe 35 Schiffe = 1,43 ®/o ~ 105 633 BRT = 1,25 ®/o 

Welt-Schiffsbestand 55 041 Schiffe = 100 ®/o = 247 202 634 BRT = 100 ®/o 

aufliegende Schiffe in der Welt 561 Schiffe = 1,02 */o = 3 325 813 BRT = 1,35 ®/o 

(Quelle Lloyds Register) 
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